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§ 28

(1) Ist während der Arbeitszeit die sofortige In­
anspruchnahme eines Arztes erforderlich, so wird 
die ausfallende Arbeitszeit bis zur Dauer von 
höchstens 2 Stunden am Tage mit dem Zeitlohn 
bezahlt.

(2) Für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
oder Betriebe, in denen die Inanspruchnahme eines 
Arztes mit einem längeren Zeitaufwand verbunden 
ist (weitere Entfernung usw.), kann durch Verein­
barung im Betriebskollektivvertrag oder in der Be­
triebsvereinbarung eine angemessene längere Zeit 
vereinbart werden.

(3) Wird auf Grund gesetzlicher Bestimmungen, 
betrieblicher Vereinbarung oder auf Anordnung der 
Betriebsleitung oder des Betriebsinhabers eine ärzt­
liche Untersuchung während der Arbeitszeit er­
forderlich, so ist die dafür notwendige ausfallende 
Arbeitszeit mit dem Zeitlohn zu bezahlen.

§ 29
Den Lehrlingen wird bei Verlust der Arbeits­

fähigkeit infolge Krankheit vom Betrieb für die Zeit 
bis zu 12 Wochen im Kalenderjahr die Differenz 
zwischen dem von der Sozialversicherung gezahlten 
Krankengeld und 100°/o des Nettolohnes vergütet. 
Bei Arbeitsunfähigkeit durch Unglücksfall im Be­
trieb oder bei Berufserkrankung, die durch die Pro­
duktion hervorgerufen ist, zahlt der Betrieb die 
Differenz bis zur Wiederherstellung der Arbeits­
fähigkeit oder bis zum Eintritt der Invalidität.

§ 30
Können Arbeiter oder Angestellte auf Grund 

gesetzlicher Bestimmungen Ersatz des Schadens 
wegen Arbeitsunfähigkeit infolge Unfall oder 
Krankheit von einem Dritten verlangen, so geht der 
Anspruch auf den Betrieb oder auf den Betriebs­
inhaber insoweit über, als er zur Zahlung des Diffe­
renzbetrages zwischen Krankengeld und 90 %> des 
Nettoverdienstes nach dieser Verordnung ver­
pflichtet ist.

XIII.
Bezahlung bei Quarantäne

§ 31
(1) Wird von den zuständigen Dienststellen der 

Gesundheitsverwaltung oder ärztlich das Fern­
bleiben von der Arbeit wegen Ansteckungsgefahr 
(Quarantäne) angeordnet, so sind vom ersten Tage 
an für die Dauer der Quarantäne Krankengeld von 
der Sozialversicherung und die Differenz zwischen 
dem Krankengeld und 90%> des Nettoverdienstes 
vom Betrieb zu zahlen. Die Berechnung des Netto­
verdienstes erfolgt nach § 26 Absätze 2 bis 4.

(2) Die Zahlung eines Differenzbetrages bei Fern­
bleiben von der Arbeit wegen einer Quarantäne 
darf nicht auf Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit 
infolge Betriebsunfall oder Krankheit angerechnet 
werden.

(3) Lehrlinge werden während der Zeit der Qua­
rantäne gemäß § 29 dieser Verordnung bezahlt.

XIV.
Entlehnung

bei Wahrnehmung staatspolitischer Funktionen 
oder Ausübung eines öffentlichen Amtes 

während der Arbeitszeit

§ 32
Jedem Arbeiter und Angestellten ist zur Wahr­

nehmung wichtiger staatspolitischer Funktionen 
(z. B. als Mitglied der Volks- oder Länderkammer, 
eines Land- oder Kreistages und einer Gemeinde­
vertretung) die erforderliche freie Zeit zu gewähren. 
Diese ist mit dem Durchschnittsverdienst der letzten 
Lohnperiode oder des letzten Gehaltes zu bezahlen.

XV.

Freizeit zur Wahrnehmung persönlicher Interessen

§ 33
(1) Zur Wahrnehmung persönlicher oder fami­

liärer Interessen ist jedem Arbeiter und Ange­
stellten Freizeit bei Bezahlung der ausfallenden 
Arbeitszeit nach dem Zeitlohn oder Grundgehalt 
in folgenden Fällen zu gewähren:

1. bei eigener Eheschließung für die Dauer 
eines Arbeitstages,

2. bei Niederkunft der Ehefrau für die Dauer 
eines Arbeitstages,

3. beim Tode und der Bestattung des Ehe­
gatten, eines Elternteiles, eines Kindes oder 
eines der zum Haushalt gehörenden Familien­
mitglieder für die Dauer von insgesamt zwei 
Arbeitstagen,

4. bei Wohnungswechsel mit eigenem Haushalt, 
wenn derselbe auf Grund einer Versetzung, 
einer langfristigen Abordnung erfolgt oder im 
Interesse des Betriebes liegt,

a) innerhalb des Wohnortes für die Dauer 
eines Arbeitstages,

b) nach einem anderen Wohnort für die Dauer 
von zwei Arbeitstagen.

(2) Bei der Gewährung von Freizeit zur Wahr­
nehmung persönlicher oder familiärer Interessen 
gemäß Abs. 1 Ziffern. 1 bis 4 gelten für die in der 
Landwirtschaft Beschäftigten die Bestimmungen des 
Gesetzes vom 12. Dezember 1949 zum Schutze 
der Arbeitskraft der in der Landwirtschaft Be­
schäftigten (GBl. S. 113).

(3) Bei Ladung oder Bestellung vor ein Gericht 
ist die hierfür erforderliche ausfallende Arbeitszeit 
mit dem Zeitlohn oder Grundgehalt zu entlohnen.

Dieser Anspruch entfällt, wenn

1. nach den gesetzlichen Bestimmungen An­
spruch auf Lohn- oder Gehaltsersatz für die 
ausfallende Arbeitszeit dem Grunde nach 
gegenüber dem Gericht besteht,

2. die Vorladung wegen einer strafbaren Hand­
lung des Arbeiters oder Angestellten erfolgt.


